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NEWS 2025/2026 

EINKOMMENSTEUER │ Temporäre Erhöhung des Investitionsfreibetrages ab 01.11.2025 
 
Der Investitionsfreibetrag (IFB) wurde befristet für den Zeitraum 01.11.2025 bis 31.12.2026 von 10% 
auf 20% bzw der Öko-IFB von 15% auf 22% erhöht. Es wurden lediglich die Sätze (temporär) erhöht, 
die grundsätzliche Systematik des IFB bleibt unverändert. 
 
 
 
EINKOMMENSTEUER │Inflationsanpassung („kalte Progression“) 
 
Seit der Abschaffung der „kalten Progression“ werden die Tarifstufen, wesentliche Tarifelemente und 
Absetzbeträge automatisch im Ausmaß von zwei Drittel der Inflationsrate angepasst. Das verbleibende 
Drittel wird aufgrund der Budgetsituation für die Jahre 2025 bis 2028 ausgesetzt. Gemäß Inflationsan-
passungsverordnung 2026 werden die anzupassenden Beträge um 1,733% angehoben (aufgrund der 
nach § 33a Abs 3 EStG ermittelten Inflationsrate von 2,6%). 
 
 
 
EINKOMMENSTEUER │ Liebhabereibeurteilung bei kleiner und großer Vermietung 
 
Bereits ab 31.12.2023 wurden die Prognosezeiträume in der Liebhaberei-Verordnung um jeweils 5 
Jahre verlängert. Mit der Wartung der Liebhabereirichtlinien im aktuellen Jahr wurden Details zur geän-
derten Rechtslage aufgenommen. 
 
Die Verlängerung des Prognosezeitraums erfolgte aufgrund überproportional gestiegener Grundstücks-
preise, Bau- und Planungskosten sowie Fremdfinanzierungskosten. Eine Vermietung ist als Einkunfts-
quelle zu beurteilen, solange die Prognose (positiv) eingehalten wird bzw nur unvorhergesehen verfehlt 
wurde oder bis eine Änderung der Bewirtschaftung vorliegt. 
 
Kann innerhalb des Prognosezeitraumes kumulativ kein positives Ergebnis erzielt werden oder kommt 
es zu einer Änderung der Bewirtschaftungsart, liegt keine Einkunftsquelle vor (=Liebhaberei). Das hat 
zur Folge, dass diese (negativen) Einkünfte aus einkommensteuerlicher Sicht nicht relevant sind und 
somit auch nicht mit anderen positiven Einkünften ausgeglichen werden dürfen. 
 
Nachfolgend ist die große und kleine Vermietung mit den jeweiligen Prognosezeiträumen dargestellt: 
 

große Vermietung kleine Vermietung 

Vermietung von Zinshäusern 
(Wohnungen, Büros, Geschäftslokale) 

Vermietung von 
Eigentumswohnungen oder Eigenheimen 

P r o g n o s e z e i t r ä u m e  

Vermietung Beginn bis 
31.12.2023 

Vermietung Beginn ab 
01.01.2024 

Vermietung Beginn bis 
31.12.2023 

Vermietung Beginn ab 
01.01.2024 

25 Jahre ab Vermie-
tung, max 28 Jahre ab 
ersten Aufwendungen 

30 Jahre ab Vermie-
tung, max 33 Jahre ab 
ersten Aufwendugnen 

20 Jahre ab Vermie-
tung, max 23 Jahre ab 
ersten Aufwendungen 

25 Jahre ab Vermie-
tung, max 28 Jahre ab 
ersten Aufwendungen 
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EINKOMMENSTEUER │ neue Trinkgeldpauschalen 
 
Trinkgelder in ortsüblicher Höhe sind steuerfrei, wenn sie dem Arbeitnehmer freiwillig von dritter Seite 
zugehen.1 
Im Sozialversicherungsrecht ist keine solche Befreiung vorgesehen. Grundsätzlich sind Trinkgelder so-
zialversicherungspflichtig. Um umständliche Verfahren zu vermeiden, wurden von Seiten der GKKs in 
bestimmten Bundesländern und für bestimmte Branchen Trinkgeldpauschalen mit Verordnung festge-
legt2. Durch Neufassung des Gesetzestextes kann die ÖGK nach Anhörung der Interessenvertretungen 
zukünftig bundesweit einheitliche Trinkgeldpauschalen für bestimmte Branchen festlegen3.  
 
Die erste vereinheitlichte Trinkgeldpauschale betrifft das Gastgewerbe und die Hotellerie und wird ab 
01.01.2026 gelten. In Vorarlberg betrug die Pauschale bisher € 39,24. Ab 01.01.2026 gelten folgende 
Pauschalsätze: 
 
 2026 2027 2028 
Mitarbeiter mit Inkasso € 65 € 85 € 100 
Mitarbeiter ohne Inkasso € 45 € 45 € 50 

 
Nach 2028 werden die Pauschalen jährlich indexiert. Die Pauschale ist bei Teilzeitanstellungen entspre-
chend zu aliquotieren. 
 
Vorteil der Vereinheitlichung ist die Rechtssicherheit hinsichtlich der Lohnabgaben (keine Nachforde-
rungen der ÖGK möglich). Es ist zu erwarten, dass die Interessensvertretungen anderer Branchen 
ebenfalls eine Einigung bei der Festsetzung von Trinkgeldpauschalen anstreben. 
 
 
 
WIRTSCHAFTLICHE EIGENTÜMER │ Neue Meldepflichten bei Treuhandschaften 
 
Das Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz (WiEReG) trat am 15.01.2018 in Kraft und begründet 
eine elektronische Meldepflicht von Rechtsträgern mit Sitz in Österreich an die Statistik Austria zur Er-
fassung der wirtschaftlichen Eigentümer. Das Ziel ist die Bekämpfung von Geldwäsche und Terroris-
musfinanzierung. Die Verletzung dieser Meldeverpflichtung kann zu einem Finanzvergehen führen und 
wird mit empfindlichen Geldstrafen von € 5.000 bis zu € 200.000 bestraft. Die Meldepflichten wurden 
dabei in den letzten Jahren laufend weiter verschärft und ausgeweitet. Zuletzt kam es am 01.10.2025 
zu Änderungen gem BGBl. I Nr. 151/2024 in Bezug auf Nominee-Vereinbarungen (Treuhandschaften): 
 
Diese wurden erstmalig explizit definiert. Die Meldeverpflichtungen wurden ausgeweitet, sodass neben 
den wirtschaftlichen Eigentümern auf Ebene des meldepflichtigen Rechtsträgers auch Nominee-Verein-
barungen (Treuhandschaften) und deren Vertragsparteien – Nominatoren (Treugeber), Nominees 
(Treuhänder) und Nominee-Direktoren – zu melden sind. Diese Änderung betrifft, neben den bereits 
bisher meldepflichtigen Treuhandschaften, insbesondere bisher meldebefreite Rechtsträger, welche 
erstmalig ab 01.10.2025 der Meldepflicht unterliegen. 
 

 

 

GELDWESEN │Inflationsschutz und steuerliche Situation 
 
Ein stabiles und gut funktionierendes Geldwesen ist die Lebensader einer modernen Wirtschaft. Man 
kann sich das Geldwesen als den Blutkreislauf einer Volkswirtschaft vorstellen: 

• Das Geld ist das Blut. 

• Die Banken sind das Herz, das das Blut pumpt und in Umlauf bringt. 

 
1 § 3 Abs 1 Z 16a EStG 
2 § 44 Abs 3 ASVG 
3 Beschluss Nationalrat vom 16.10.2025, 79/BNR 
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• Die Zentralbank ist das Gehirn, das die Pumprate und den Blutdruck (Zinsen und Geldmenge) 

steuert. 

• Die Unternehmen und Haushalte sind die Organe und Muskeln, die mit dem Blut versorgt wer-
den müssen, um zu funktionieren. 

 
Inflation bedroht die Stabilität unseres Systems. Aktuell beträgt sie in Österreich rund 4%. Das Inflati-
onsziel der EZB wäre 2%. 
 
Inflationsursachen sind unter anderem die extrem lockere Geld- und Fiskalpolitik der letzten Jahre 
(=Nachfrageschock), Angebotsschocks (andere Energielieferanten, Lieferkettenunterbrechungen etc) 
sowie die Lohn-Preis-Spirale (als Folge und Verstärker). 
 
Es gibt verschiedene Anlageformen, je nach Risikoprofil und Zeithorizont, um sich vor der Inflation zu 
schützen. Beispielsweise ist Gold seit Jahresbeginn im Euroraum um ca. 40% gestiegen, Silber um ca. 
60%. Interessant ist diese Anlageform in physisches Edelmetall aus steuerlicher Sicht deshalb, da im 
Gegensatz zu vielen anderen Anlageformen diese immer noch steuerfrei sein kann. 
 
Wir sind weder Anlageberater noch Experten für Makroökonomie, möchten aber die gängigen Instru-
mente zum Inflationsschutz festhalten, dies im Kontext der steuerlichen Behandlung in Österreich. 
 
 

 
 

 
4 seit 01.04.2012 steuerpflichtig im Privatvermögen 
5 seit 01.04.2012 steuerpflichtig im Privatvermögen 
6 Die Kryptowährung Bitcoin wurde von Satoshi Nakamoto mit einer maximalen Gesamtmenge von 21 Millionen 
Coins ausgestaltet. Diese Begrenzung ist im Protokoll verankert und unterscheidet Bitcoin damit bewusst von tra-
ditionellen sowie anderen (Krypto)Währungen mit variabler Ausgabe. 
7 seit 01.03.2022 steuerpflichtig im Privatvermögen 

Anlageform Vorteile Nachteile 
Steuerliche Behandlung in Ös-

terreich 

Aktien/Aktien-
fonds 

Langfristiges 
Wachstum, Liqui-

dität 

Kurzfristige Volati-
lität 

KESt 27,5% auf Dividenden und 
realisierte Kursgewinne.4 

Gold/Edelmetalle 
Bewährter 

Schutz, krisensi-
cher 

Keine laufenden 
Erträge 

Steuerfrei bei physischem Besitz 
im Privatvermögen (Münzen, 

Barren), sofern die Haltedauer 
mindestens 1 Jahr beträgt. Bei 
einer Haltedauer unter einem 
Jahr fällt der persönliche Ein-
kommenssteuersatz (bis zu 
55%) auf den Gewinn an. 

Immobilien 
Stetige Mietein-
nahmen, Sach-

wert 

Illiquide, hohes 
Mindestkapital 

Mieteinnahmen: Werden mit dem 
persönlichen Einkommensteuer-

satz versteuert (bis zu 55%). 
Verkaufsgewinn: Immobiliener-
tragsteuer von 30% auf den Ge-

winn.5 

Kryptowährungen6 
Potenzial für 

hohe Renditen 
Extrem volatil, 
hochspekulativ 

KESt 27,5% auf laufende Ein-
künfte und realisierte Kursge-

winne.7 
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UMSATZSTEUER │ Die Kleinunternehmerregelung seit 01.01.2025 
 
Aufgrund der Umsetzung der RL (EU) 2020/285 gibt es bereits seit 01.01.2025 wesentliche Neuerungen 
für Kleinunternehmer. Nachfolgend soll die aktuelle Rechtslage nochmals kurz dargestellt werden: 
 

 Alte Rechtslage (bis 31.12.2024) Aktuelle Rechtslage (ab 
01.01.2025) 

Umsatzgrenze € 35.000 Nettogrenze 
bei Umsätzen mit 20% USt ent-
spricht dies einer Bruttogrenze iHv € 
42.000  

€ 55.000 Bruttogrenze 

Beobachtungszeitraum Wird im aktuellen Veranlagungszeit-
raum die Umsatzgrenze überschrit-
ten, tritt die Steuerpflicht rückwir-
kend für den gesamten Veranla-
gungszeitraum ein. 

Die Umsatzgrenze darf im vorange-
gangenen Kalenderjahr nicht und im 
laufenden Jahr noch nicht über-
schritten worden sein. Erst ab Über-
schreitung der Grenze tritt ab die-
sem Zeitpunkt die Steuerpflicht ein. 

Toleranzregelung Einmaliges Überschreiten von 15% 
innerhalb von fünf Kalenderjahren 
ist unschädlich. 

Bei Überschreitung von nicht mehr 
als 10% kann die Kleinunternehmer-
regelung bis zum Ende des Kalen-
derjahres in Anspruch genommen 
werden. Anschließend kommt es 
zum Wegfall der Kleinunternehmer-
regelung. 

 
Kleinunternehmer, die ihre Umsätze gem § 6 Abs 1 Z 27 UStG steuerfrei behandeln, sind bisher und 
weiterhin verpflichtet, in der Rechnung auf die Steuerbefreiung hinzuweisen. 
 
Nach der alten Rechtslage durften die Kleinunternehmerregelung nur Unternehmer in Anspruch neh-
men, welche ihr Unternehmen im Inland betrieben haben. Nun ist dies auch für alle Unternehmer au-
ßerhalb von Österreich möglich, die ihr Unternehmen in einem EU-Land betreiben (nicht: Drittland). 
Hierfür sind folgende Voraussetzungen notwendig: 

• Bruttoumsatz in Österreich ist unter € 55.000 

• Bruttoumsatz in der gesamten EU ist unter € 100.000 

• Antragstellung und Meldungen im Sitzland erforderlich 
 
Umgekehrt können auch österreichische Kleinunternehmer im EU-Ausland als EU-Kleinunternehmer 
von der Umsatzsteuer (unecht) befreite Umsätze tätigen. 
 
 
 
UMSATZSTEUER │ Zwingende E-Rechnungsstellung in Deutschland – was gilt in Österreich? 
 
In Deutschland gilt ab 01.01.2025 die Pflicht, im B2B-Bereich elektronische Rechnungen in einem struk-
turierten Format erstellen, empfangen und verarbeiten zu können. 
 
In Österreich besteht derzeit nur im Waren- und Dienstleistungsverkehr mit Bundesdienststellen eine 
Pflicht zur Ausstellung von E-Rechnungen8. 
 
Allgemein ist die Ausstellung einer elektronischen Rechnung mit Zustimmung des Rechnungsempfän-
gers in Österreich zulässig. Eine elektronische Rechnung wird nur anerkannt, wenn die Echtheit der 
Herkunft, die Unversehrtheit des Inhalts sowie die Lesbarkeit gewährleistet ist9. Die allgemeinen Rech-
nungsmerkmale müssen auch in der elektronischen Version erfüllt sein. Nach aktueller Rechtslage ist 
kein bestimmtes Format vorgesehen. Dies wird sich zukünftig ändern. 

 
8 § 5 Abs 2 IKT-Konsolidierungsgesetz 
9 § 11 Abs 2 Umsatzsteuergesetz (UStG) 
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Laut dem ViDA-Maßnahmenpaket der EU10 (VAT in the digital age) wird die E-Rechnung ab 01.07.2030 
verpflichtend. In Österreich ist – anders als in Deutschland – bisher keine frühere Umsetzung vorgese-
hen. 
 
Es empfiehlt sich rechtzeitig mit den Softwareanbietern Lösungen zu suchen, sodass bis 2030 die elekt-
ronische Rechnungsstellung im richtigen Format vorgenommen werden kann. 
 
 
 
UMSATZSTEUER │ Steuerschuld kraft Rechnung nur zwischen Unternehmern 
 
Der Rechnungsaussteller schuldet die Umsatzsteuer bei unrichtig überhöhtem Steuerausweis kraft 
Rechnungslegung. Dies gilt bei Ausstellung einer Rechnung von einem Unternehmer an einen Unter-
nehmer. Eine Rechnungsberichtigung ist zulässig, jedoch wirkt diese nicht rückwirkend, sondern in je-
nem Voranmeldungszeitraum, in dem die Rechnung berichtigt wird. 
 
Wird hingegen die Rechnung an einen Endverbraucher ausgestellt, entsteht die Steuerschuld kraft 
Rechnungslegung nicht, wenn keine Gefährdung des Steueraufkommens vorliegt (Endverbraucher hat 
keinen Vorsteuerabzug). Somit ist keine Rechnungsberichtigung erforderlich. Die ursprüngliche Um-
satzsteuervoranmeldung ist zu korrigieren, d.h. die zu viel entrichtete Umsatzsteuer zu berichtigen. Zu 
beachten ist, dass unter Umständen keine Berichtigung mehr möglich ist, wenn der Abgabenanspruch 
bereits verjährt ist oder die Umsatzsteuerbescheide rechtskräftig sind. 
 
Wird ein Steuerbetrag (unberechtigt) gesondert ausgewiesen, obwohl der Rechnungssteller keine Lie-
ferung oder sonstige Leistung ausführt oder nicht Unternehmer ist, so schuldet er diesen Betrag. Bei-
spiele hierfür sind die Rechnungsausstellung durch Nichtunternehmer oder Scheinrechnungen. Eine 
Rechnungsberichtigung ist in diesem Fall gesetzlich nicht verankert, jedoch gem Rechtsprechung des 
EuGH möglich, wenn kein Steuerschaden entstanden ist, also kein Vorsteuerabzug geltend gemacht 
bzw dieser vollständig berichtigt wurde. 
 
 
 
PRIVATSTIFTUNG │ Erhöhung Zwischensteuer auf 27,5% 
 
Die Zwischensteuer bei Privatstiftungen wurde 2001 eingeführt und betrug damals 12,5%. Mit BBG 
2011 wurde sie auf 25% angehoben (bis 2022). Aktuell beträgt sie seit 2024 23%. Nun wird ab dem 
Veranlagungsjahr 2026 die Zwischensteuer auf 27,5% angehoben, wodurch eine „Entkoppelung“ vom 
regulären Körperschaftsteuersatz erfolgen soll. Die grundlegende Systematik der Zwischensteuer soll 
sich dadurch nicht ändern. 
 
 
 
 

  

 
10 Richtlinie (EU) 2025/516 des Rates vom 11.03.2025, Abl L 2025/516 vom 25.03.2025 
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STEUER-CHECK ZUM JAHRESENDE 2025 

 
 
FÜR ALLE UNTERNEHMER 
 
 
Wahl der richtigen Rechtsform bzw. Gewinnermittlungsart 
 
Auch wenn man unter der maßgeblichen Umsatzgrenze von € 700.000 oder € 1.000.000 pro Jahr liegt 
und daher zur Einnahmen-Ausgaben-Rechnung berechtigt wäre, sollte stets im Einzelfall geprüft wer-
den, welche Gewinnermittlungsart am besten geeignet ist. Der Vorteil der (freiwilligen) Bilanzierung 
liegt vor allem in der besseren Selbstinformation (Reporting). 
 
Für die die Einnahmen-Ausgaben-Rechnung spricht andererseits die Versteuerung erst nach Zufluss 
der Einnahmen sowie das Nichtbestehen der Verpflichtung zur Bestandsaufnahme. Auch bei Beendi-
gung einer langjährigen Betätigung, zB bei Pensionierung, kann es zu einem beträchtlichen Steuervor-
teil bei Einnahmen-Ausgaben-Rechnern kommen, weil Übergangsgewinne (insbesondere offene For-
derungen von Kunden) unter bestimmten Bedingungen nur mit dem halben Durchschnittssteuersatz 
versteuert werden müssen. 
 
Neben der Gewinnermittlungsart ist auch die Wahl der Rechtsform von wesentlicher Bedeutung. Eine 
Kapitalgesellschaft bietet zB gegenüber einem Einzelunternehmen den Vorteil der beschränkten Haf-
tung, ebenso wenn Gewinne für Investitionen zur Verfügung stehen sollen und daher nicht entnommen 
werden sollen (vorläufige Vermeidung der Steuerbelastung der KESt iHv 27,5% in der 2. Ebene). 
 
Die unterschiedliche Besteuerung einer Personengesellschaft (Transparenzprinzip) und einer Kapital-
gesellschaft (Trennungsprinzip) sollte bei der Wahl berücksichtigt werden. 
 
 
Abschreibungen beim Anlagevermögen  
 
können steuerlich bereits mit einer Halbjahresabschreibung im Jahr 2025 vorgenommen werden, wenn 
die Inbetriebnahme bis spätestens 31.12.2025 erfolgt. Geringwertige Wirtschaftsgüter (seit 01.01.2023 
€ 1.000) können im Jahr der Anschaffung (= in der Regel Lieferung) abgeschrieben werden. Bei Wirt-
schaftsgütern, die bereits durch ihre Existenz einer Abnutzung unterliegen (zB Gebäude), beginnt die 
Abschreibung bereits mit der Anschaffung bzw. Fertigstellung. 
 
Für Anschaffungen kann wahlweise die degressive Abschreibung von bis zu 30% des (Rest-)Buchwer-
tes gewählt werden. Im Unterschied zur linearen Abschreibung stellt die degressive Abschreibung nicht 
auf die Nutzungsdauer des Wirtschaftsgutes ab. Der einmal gewählte Prozentsatz kann nicht mehr ab-
geändert werden. Ein späterer Wechsel zur linearen Abschreibung (des Restbuchwertes) ist möglich.  
Für Anschaffungen11 ab dem 01.01.2025 ist bei Unternehmen, auf die nach Unternehmensgesetzbuch 
rechnungslegungspflichtig sind, die unternehmensrechtliche Abschreibung maßgeblich. Nach Unter-
nehmensrecht soll die Abschreibung eines Wirtschafsgutes die tatsächliche Abnutzung widerspiegeln 
(„Willkürverbot“). Des Weiteren ist die Abschreibung für art- und funktionsgleiche Vermögensgegen-
stände einheitlich anzuwenden. Eine Reihe von Wirtschaftsgütern sind von der degressiven Abschrei-
bung ausgeschlossen, insbesondere Pkw, Gebäude, Firmenwerte etc. 
 

 
11 Für Anschaffungen bis zum 31.12.2022 war eine steuerliche degressive Abschreibung unabhängig von der un-

ternehmensrechtlichen möglich. 
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Auf Gebäude können erhöhte Abschreibungssätze in den ersten beiden Abschreibungsjahren angesetzt 
werden (beschleunigte Gebäudeabschreibung). Bei Gebäuden im Betriebsvermögen beträgt der Ab-
schreibungssatz im ersten Abschreibungsjahr höchstens das 3-fache (dzt 7,5%) und im zweiten Jahr 
höchstens das 2-fache (dzt 5%) des regulären Abschreibungssatzes (dzt 2,5%). Bei Gebäuden im Pri-
vatvermögen, die zur Erzielung von Einkünften (Vermietung und Verpachtung) verwendet werden bzw. 
bei Wohngebäuden im Betriebsvermögen beträgt der reguläre Abschreibungssatz gem § 16 Abs 1 Z 8 
lit d EStG derzeit 1,5%. Im ersten Abschreibungsjahr erhöht sich daher der Abschreibungssatz auf 4,5% 
und im zweiten Jahr auf 3%. Die Halbjahresabschreibungsregelung kann nicht angewendet werden. 
 
Die Absetzung für Abnutzung beträgt für nach dem 31. Dezember 2023 und vor dem 1. Jänner 2027 
fertiggestellte Wohngebäude in den ersten drei Jahren das Dreifache des normalen Prozentsatzes (d.h. 
4,5% statt 1,5%). Dies gilt nur für Wohngebäude, die zumindest dem „Gebäudestandard Bronze“ nach 
dem (auf der OIB-Richtlinien basierenden) „klimaaktiv Kriterienkatalog in der aktuellen Version 2020“ 
des Bundesministeriums entsprechen. 
 
 
Gewinnfreibetrag 
 

• Der Gewinnfreibetrag beträgt bis zu einer Bemessungsgrundlage (= Gewinn) von € 33.000 15 %, 
für die nächsten € 145.000 13 %, für die nächsten € 175.000 7% und für die nächsten € 230.000 
4,5 %. Insgesamt somit höchstens € 46.400 pro Veranlagungsjahr. 

• Für Gewinne bis € 33.000 gibt es kein Investitionserfordernis (Grundfreibetrag, kann immer gel-
tend gemacht werden)! Darüber hinaus (investitionsbedingter Gewinnfreibetrag = ib GFB) sind 
Investitionen in begünstige Wirtschaftsgüter Voraussetzung. 

• Für alle betrieblichen Einkunftsarten natürlicher Personen. Werden die Gewinne oder Betriebs-
ausgaben pauschal ermittelt, steht nur der Grundfreibetrag zu. 

• Mitunternehmer (OG, KG): Während der Grundfreibetrag und die Höchstgrenze nach dem Ge-
winnverhältnis der einzelnen Gesellschafter aufgeteilt werden, basiert die für den ib. GFB erfor-
derliche Investitionsdeckung auf der prozentuellen Vermögensbeteiligung der Mitunternehmer. 

• Kreis der begünstigten Wirtschaftsgüter (ib GFB): 
Begünstigtes Anlagevermögen sind neue abnutzbare körperliche Anlagegüter12 mit einer Nut-
zungsdauer von mindestens 4 Jahren sowie alle Wertpapiere im Sinne des § 14 Abs 7 Z 4 EStG, 
wenn sie ab der Anschaffung mindestens 4 Jahre dem Betrieb gewidmet werden. Je nach Ge-
winnsituation und den ohnehin schon getätigten Investitionen, kann die Anschaffung von Wert-
papieren empfehlenswert sein. Die Investition muss aber noch im Jahr 2025 getätigt werden!  

 
 
Investitionsfreibetrag 
 
Voraussetzung für die Anwendung des IFB ist, dass steuerpflichtige betriebliche Einkünfte vorliegen 
und die Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich oder eine vollständige Einnahmen-Aus-
gaben-Rechnung erfolgt. Das bedeutet, dass neben Einzelunternehmen und Personengesellschaften 
auch Körperschaften (zB GmbHs) den IFB nutzen können. Es handelt sich um eine rein steuerrechtli-
che Begünstigung, die in den unternehmensrechtlichen Jahresabschluss keinen Eingang findet. 
 
Der IFB kann für Investitionen in neue abnutzbare Anlagegüter mit einer betriebsgewöhnlichen Nut-
zungsdauer von min. 4 Jahren, die in einer inländischen Betriebsstätte eingesetzt werden, im Jahr der 
Anschaffung genutzt werden. Im Falle von mehrjährigen Anschaffungs- bzw. Herstellvorgängen be-
steht ein Wahlrecht, den IFB bereits für aktivierte Teilanschaffungs- bzw. Teilherstellkosten zu nutzen.  
 

 
12 zB Maschinen, Betriebs- und Geschäftsausstattung, Lkws, EDV-Hardware, auch Investitionen in Gebäude und 
gebäudebezogene Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines Mieters – nicht begünstigt sind Pkws, Kombis 
oder gebrauchte Anlagen. 
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Er beträgt grundsätzlich 10% (bzw. 15% im Bereich der Ökologisierung) der Anschaffungs- bzw. Her-
stellungskosten, max. € 100.000 (bzw. € 150.000) pro Betrieb und Wirtschaftsjahr. Die Bemessungs-
grundlage für den IFB ist somit mit € 1 Mio begrenzt. Verluste, die durch den IFB entstehen oder erhöht 
werden, sind voll ausgleichs- und vortragsfähig. 
 
Für Anschaffungen nach dem 01.11.2025 und bis zum 31.12.2026 wurde der IFB temporär erhöht auf 
20% bzw. 22% im Bereich der Ökologisierung. 
 
Grundsätzlich können der IFB und der investitionsbedingte Gewinnfreibetrag nebeneinander genutzt 
werden, sofern der investitionsbedingte Gewinnfreibetrag zusteht (EU und Personengesellschaften). 
Die Kombination mit dem investitionsbedingten Gewinnfreibetrag hinsichtlich desselben Wirtschaftsgu-
tes ist jedoch ausgeschlossen. In solchen Fällen empfiehlt sich ein Günstigkeitsvergleich.  
 
Wirtschaftsgüter, für die das Steuerrecht spezielle Regelungen der Abschreibung vorsieht (Gebäude, 
Firmenwert, Pkws und Kombis mit CO²-Ausstoß), sind keine geeigneten Investitionen13.  DerIFB kann 
auch gemeinsam mit einer Forschungsprämie und öffentlichen Förderungen genutzt werden. Im Falle 
von öffentlichen Förderungen wird jedoch in der Regel eine Kürzung der Anschaffungs- bzw. Herstell-
kosten erfolgen. 
 
Wie beim investitionsbedingten Gewinnfreibetrag ist der IFB bei vorzeitigem Ausscheiden des Wirt-
schaftsgutes vor Ablauf von 4 Jahren nachzuversteuern. 
 
Der IFB bietet einen weiteren Investitionsanreiz. Für Kapitalgesellschaften wird die Geltendmachung in 
der Regel vorteilhaft sein. Für Einzelunternehmer und Personengesellschaften ist auf eine steueropti-
male Umsetzung zu achten. 
 
 
Spenden aus dem Betriebsvermögen 
 
Spenden für bestimmte im Gesetz genannte Zwecke bzw. Institutionen gelten insoweit als Betriebs-
ausgaben, als sie 10% des Gewinnes (vor Berücksichtigung eines Gewinnfreibetrages) des laufenden 
Wirtschaftsjahres nicht übersteigen. 
 
Die begünstigten Spendenempfänger werden auf der Website des BMF (https://service.bmf.gv.at/ser-
vice/allg/spenden/_start.asp) veröffentlicht. 
 
 
Energieabgabenvergütung 
 
Voraussetzung für die Energieabgabenvergütung ist ein Unternehmen mit hohem Energieverbrauch. 
Die Belastung mit Energieabgaben muss über 0,5% des sog. Nettoproduktionswertes14 liegen (diese 
0,5% müssen auch höher als die EU-Mindeststeuersätze nach der Energiesteuerrichtlinie sein). Der 
übersteigende Betrag wird auf Antrag vom Finanzamt pro Kalenderjahr refundiert (Selbstbehalt von € 
400). Der erforderliche Antrag ist spätestens bis zum Ablauf von fünf Jahren ab Vorliegen der Voraus-
setzungen zu stellen und hat die Berechnungsgrundlagen zu enthalten. Bis Ende dieses Jahres kann 
ein Antrag für das Kalenderjahr 2021 gestellt werden. Seit 2011 sind nur Produktionsbetriebe vergü-
tungsberechtigt. 
 
  

 
13 vgl § 8 EStG 
14 Inlandsumsätze einschließlich Eigenverbrauch abzüglich Umsätze, die an das Unternehmen erbracht werden. 

https://service.bmf.gv.at/service/allg/spenden/_start.asp
https://service.bmf.gv.at/service/allg/spenden/_start.asp
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Forschungsförderung – Forschungsprämie 
 
Die Forschungsprämie beträgt derzeit 14% der relevanten Forschungsaufwendungen für eigenbetrieb-
liche Forschung und für Auftragsforschung. Die Prämie für die Auftragsforschung kann für Aufwendun-
gen von höchstens € 1 Mio. pro Wirtschaftsjahr geltend gemacht werden und ist daher mit dem Betrag 
von € 140.000 gedeckelt. 
 
Dem Antrag für eigenbetriebliche Forschung muss ein Gutachten der FFG (Forschungsförderungsge-
sellschaft) beigelegt werden. Daneben besteht die Möglichkeit einer Forschungsbestätigung durch das 
Finanzamt und eines Feststellungsbescheides über die Höhe der Bemessungsgrundlage für die For-
schungsprämie mit vorgängiger Bestätigung eines Wirtschaftsprüfers. 
 
Die Forschungsprämie ist als Steuergutschrift konzipiert und wirkt daher sowohl in Gewinn- als auch in 
Verlustjahren. Überdies sind die Forschungsaufwendungen unabhängig von der Inanspruchnahme der 
Forschungsprämie steuerlich abzugsfähig. Die für die Prämie relevanten Forschungsaufwendungen 
können Personal- und Materialaufwendungen für Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten, Gemein-
kosten, Finanzierungsaufwendungen und unmittelbar der Forschung und Entwicklung dienende Inves-
titionen (einschließlich der Anschaffung von Grundstücken) umfassen. 
 
Der erforderliche Antrag ist spätestens bis zum Ablauf von fünf Jahren ab Vorliegen der Voraussetzun-
gen zu stellen und hat die Berechnungsgrundlagen zu enthalten. Bis Ende dieses Jahres kann ein 
Antrag für das Kalenderjahr 2021 gestellt werden. 
 
 
GSVG-Befreiung für Kleinunternehmer 
 
Kleinunternehmer (Jahresumsatz unter € 55.000, Einkünfte unter € 6.613,20) können eine Ausnahme 
von der Pensions- und Krankenversicherung nach dem GSVG beantragen. Für 2025 ist der Antrag bis 
31. Dezember 2025 zu stellen. Berechtigt sind Jungunternehmer (max. 12 Monate GSVG-Pflicht in den 
letzten 5 Jahren), Personen ab Erreichen des 60. Lebensjahres, weiters Personen über 57 Jahre, wenn 
die genannten Grenzen in den letzten 5 Jahren nicht überschritten wurden. Unabhängig davon kann 
der Antrag auch für die Dauer des Bezuges von Kinderbetreuungsgeld und/oder maximal für 48 Kalen-
dermonate der Kindererziehung pro Kind (bei Mehrlingsgeburten maximal für die ersten 60 Kalender-
monate) gestellt werden. 
 
 
Registrierkasse – Jahresbeleg 
 
Bei Verwendung einer Registrierkasse ist mit Ende des Kalenderjahres ein signierter Jahresbeleg (Mo-
natsbeleg vom Dezember) auszudrucken, zu prüfen und aufzubewahren. 
 
Die Überprüfung des signierten Jahresbeleges ist verpflichtend bis spätestens 15. Februar des Folge-
jahres und kann manuell mit der BMF-Belegcheck-App oder automatisch durch Ihre Registrierkasse 
durchgeführt werden. Zumindest quartalsweise ist das vollständige Datenerfassungsprotokoll extern zu 
speichern und aufzubewahren. 
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FÜR BILANZIERENDE UNTERNEHMEN 
 
 
Gewinnverlagerung (Steuerstundung) bzw. Glättung der Progression 
 
Unfertige Erzeugnisse, Fertigerzeugnisse und noch nicht abrechenbare Leistungen (halbfertige Arbei-
ten) sind bei Bilanzierern nur mit den bisher angefallenen Herstellungskosten zu aktivieren (= zu bewer-
ten). Die Versteuerung des Gewinnes aus den betreffenden Geschäften hat jeweils erst bei Auslieferung 
bzw. bei Abnahme der Leistung zu erfolgen. Durch entsprechende Gestaltung der Liefer-, Fertigstel-
lungs- bzw. Übergabezeitpunkte können Gewinne ins Jahr 2026 verschoben oder in das Jahr 2025 
vorverlagert werden. 
 
 
Wertpapierdeckung für Pensionsrückstellung 
 
Sofern in der Bilanz eine Pensionsrückstellung enthalten ist, sollte vor Jahresende das steuerliche De-
ckungserfordernis geprüft werden. Am Schluss jedes Wirtschaftsjahres müssen Wertpapiere (oder 
Rückdeckungsversicherungen) im Nennbetrag von mind. 50% der am Schluss des vorangegangenen 
Wirtschaftsjahres ausgewiesenen steuerlichen Pensionsrückstellung im Betriebsvermögen enthalten 
sein. Wird diese Grenze nicht erreicht, fällt ein Strafzuschlag von 30% der Wertpapierunterdeckung an. 
 
 
 
FÜR KAPITALGESELLSCHAFTEN 
 
 
Körperschaftsteuersatz 
 
Die Körperschaftsteuer beträgt seit 2024 23%. 
 
 
GmbH-Geschäftsführergehälter (versus Gewinnausschüttung) 
 
Die optimale Höhe von GmbH-Geschäftsführergehältern sollte im Auge behalten werden, damit man 
nicht unnötig mehr Steuern zahlt. Nachstehende Faktoren sind zu berücksichtigen: 
 
Der 50%-Grenzsteuersatz beginnt für das Kalenderjahr 2025 ab € 103.072 Einkommen. 
Der Gewinnfreibetrag im Ausmaß des Grundfreibetrages (bis zu € 33.000 Gewinn) ist übrigens auch für 
wesentlich beteiligte GmbH-Geschäftsführer anwendbar. 
 
Daneben kann weiterhin das Betriebsausgabenpauschale von 6 % (oder in Einzelfällen 12 %) geltend 
gemacht werden. Stattdessen kann auch ein investitionsbedingter Gewinnfreibetrag, insbesondere bei 
höheren Bezügen, interessant sein. 
 
Bei GSVG-pflichtversicherten Gesellschafter-Geschäftsführern zählen nach der Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes auch Gewinnausschüttungen zur Bemessungsgrundlage für die Festsetzung 
der Sozialversicherungsbeiträge (automatische Meldung im Rahmen der Kapitalertragsteuer-Anmel-
dung).  
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Steueroptimierung durch Gruppenbesteuerung 
 
Bessere Verlustverwertung im Konzern: 

Der Vorteil der Gruppenbesteuerung besteht vor allem darin, dass Gewinne und Verluste der in die 
Gruppe einbezogenen Kapitalgesellschaften miteinander verrechnet werden können. Es können auch 
ausländische Tochtergesellschaften15 einbezogen werden, sodass dadurch auch Auslandsverluste in 
Österreich verwertet werden können. Für Verluste der inländischen Gruppenmitglieder gibt es keine 75 
%-Verlustverrechnungsgrenze (für Verluste im laufenden Jahr).  

Verwertung der Finanzierungskosten beim Kauf von Kapitalgesellschaften: 

Wird zwischen der kaufenden Kapitalgesellschaft und der Zielgesellschaft eine steuerliche Gruppe ge-
bildet, dann sind Zinsen auf die Kaufpreisfinanzierung mit Gewinnen aus der Zielgesellschaft verrechen-
bar. 
 
Für die Begründung einer Unternehmensgruppe ist neben der ab Beginn des Wirtschaftsjahres erfor-
derlichen finanziellen Verbindung16 die Einbringung eines Gruppenantrages beim zuständigen Finanz-
amt erforderlich. Dieser ist spätestens bis zum Bilanzstichtag jenes Jahres gestellt werden, für das er 
erstmals wirksam sein soll. Mitunter kann daher noch für das gesamte Jahr 2025 eine Unternehmens-
gruppe gebildet werden. 
 
 
Umwandlung in Verlustsituationen 
 
Durch die Umwandlung einer Kapitalgesellschaft (GmbH oder AG) in ein Einzelunternehmen oder in 
eine Personengesellschaft können Verluste gegen andere Einkünfte ausgeglichen werden und man 
spart sich weitere Mindestkörperschaftsteuern. Schon bezahlte Mindeststeuern gehen mitunter über 
und können angerechnet werden. Freilich muss dabei auch beachtet werden, dass damit für mehr 
faktisch bestehende Risiken persönlich gehaftet wird. Zur Vermeidung zusätzlicher persönlicher Haf-
tungen kann die Umwandlung in eine GmbH & Co KG (AG & Co KG) Abhilfe leisten. 
 
 
 
FÜR EINNAHMEN-AUSGABEN-RECHNER (E-A-R) 
 
 
Gewinnverlagerung (Steuerstundung) bzw. Glättung der Progression 
 
Einnahmen-Ausgaben-Rechner ermitteln den Gewinn oder Verlust nach dem Zufluss-Abfluss-Prinzip. 
Das bedeutet, dass mit dem gewählten Zahlungszeitpunkt Einfluss auf das steuerliche Jahresergebnis 
genommen werden kann17. 
 
Bei Einnahmen: zB durch spätere Rechnungslegung und/oder Steuerung des Zahlungseingangs 
Bei Ausgaben18: zB durch Vorziehung oder Aufschiebung der Zahlung. 
 
  

 
15 Voraussetzung ist die Ansässigkeit der Tochter in einem EU-Staat oder in einem Staat, mit dem eine umfassende 
Amtshilfe besteht. 
16 Kapitalbeteiligung von mehr als 50% und Mehrheit der Stimmrechte 

17 Bei regelmäßig wiederkehrenden Einnahmen und Ausgaben (zB Löhne) gibt es eine 15-Tage-Regel, nach der 
zB die am 10.01. bezahlte Dezember-Miete noch als Betriebsausgabe des alten Jahres zu berücksichtigen ist. 
18 Anlagevermögen mit einem Anschaffungswert von über € 1.000 ist über die Abschreibung zu berücksichtigen. In 
diesem Bereich ist der Zeitpunkt der Lieferung und Inbetriebnahme, nicht die Zahlung relevant. Bei bestimmten 
Ausgaben dürfen die Vorauszahlungen nur das laufende und das folgende Jahr betreffen (Beratungs-, Bürgschafts-
, Fremdmittel-, Garantie-, Miet-, Treuhand-, Vermittlungs-, Vertriebs- und Verwaltungskosten). 
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Gewinnpauschalierung für Kleinunternehmer 
 
Einnahmen-Ausgaben-Rechner dürfen Ihren Gewinn pauschal ermitteln, sofern der Umsatz des Wirt-
schaftsjahres € 55.000 nicht übersteigt. Dies gilt nicht für Gesellschafter-Geschäftsführer, Aufsichts-
ratsmitglieder und Stiftungsvorstände. Die Betriebsausgaben dürfen pauschal mit 45% (bzw 20% bei 
Dienstleistungsbetrieben) angesetzt werden. Darüber hinaus dürfen nur die Sozialversicherungsbei-
träge in Abzug gebracht werden. Gerade bei kleinen Unternehmen, welche wenig Ausgaben zu ver-
zeichnen haben, kann die Inanspruchnahme der Pauschalierung von Vorteil sein. 
 
 
Arbeitsplatzpauschale 
 
Unternehmer, die in ihrer Privatwohnung ihre betriebliche Tätigkeit ausüben, können ein Arbeitsplatz-
pauschale von bis zu € 1.200 je Wirtschaftsjahr geltend machen. Die Geltendmachung des Arbeits-
platzpauschales setzt voraus, dass tatsächlich Aufwendungen für den Unternehmer entstehen und ihm 
kein anderer Raum für die betriebliche Tätigkeit zur Verfügung steht. Darüber hinausgehende tatsäch-
liche Kosten können nur geltend gemacht werden, wenn ein eigenes Arbeitszimmer für die betriebliche 
Tätigkeit in der Privatwohnung eingerichtet ist.  
 
 
 
FÜR VERMIETER UND VERPÄCHTER 
 
 
Fruchtgenuss und Vermietung 
 
Bei den vielfach üblichen Fruchtgenussvereinbarungen geht laut Judikatur des Verwaltungsgerichtsho-
fes die Abschreibung für den Fruchtnießer verloren, wenn dem Eigentümer nicht nachweislich eine Zah-
lung für die Substanzabgeltung in Höhe der bisherigen Abschreibung bezahlt wird. Die Sicherung der 
Abschreibung über diese Zahlung ist nur bei Vorbehalts-Fruchtgenussvereinbarungen möglich (nicht 
beim von der Finanzverwaltung kritischer gesehen Zuwendungsfruchtgenuss). Unter Umständen ist es 
daher ratsam, noch im laufenden Jahr eine Zahlung für die Substanzabgeltung zu leisten.  
 
 
 
FÜR NON-PROFIT-ORGANISATIONEN (-UNTERNEHMEN) 
 
 
Überprüfung der Satzung 
 
Für das Erlangen der steuerlichen Gemeinnützigkeit und/oder der Aufnahme in die Liste der begüns-
tigten Spendenempfänger des BMF sind zahlreiche Voraussetzungen zu erfüllen. Grundvoraussetzung 
ist jedenfalls, dass die Satzung den steuerlichen Vorgaben entspricht. Die Verwaltungspraxis wird dies-
bezüglich immer strenger. Jede NON-Profit-Organisation sollte sicherstellen, dass die eigene Satzung 
den Vorschriften entspricht, da ansonsten der Verlust der Gemeinnützigkeit und/oder der Eigenschaft 
als begünstigter Spendenempfänger droht. 
 
 
Begünstigungsschädlicher Betrieb? 
 
Aufgrund der Verwirklichung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke gelten für NON-Profit-
Organisationen steuerliche Begünstigungen. Sobald eine solche Organisation am wirtschaftlichen Ge-
schäftsverkehr teilnimmt, gibt es betreffend Betriebe bestimmte Abstufungen, die jede Organisation im 
Auge behalten sollte. Je nach Tätigkeit kann die steuerliche Begünstigung entfallen. 
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Ein unentbehrlicher Hilfsbetrieb liegt vor, wenn der Betrieb auf die Erfüllung der begünstigten Zwecke 
ausgerichtet ist, die Betätigung für die Erreichung des Vereinszwecks unentbehrlich ist und der Betrieb 
zu ähnlichen abgabepflichtigen Betrieben nicht in direkten Wettbewerb tritt  bzw. nur soweit dies bei 
Erfüllung der Zwecke unvermeidbar ist. So stellt zB die Theatervorstellung eines Theatervereins einen 
unentbehrlichen Hilfsbetrieb dar. Für die Gewinne und Umsätze aus derartigen Tätigkeiten besteht we-
der Körperschaftsteuer- noch Umsatzsteuerpflicht. 
 
Entbehrliche Hilfsbetriebe sind Betriebe, die sich als Mittel zur Erreichung des steuerlich begünstigten 
Zwecks darstellen, ohne unmittelbar dem begünstigten Zweck zu dienen. Aus ertragsteuerlicher Sicht 
unterliegen Überschüsse bzw Gewinne grundsätzlich der Körperschaftsteuer. Es gibt allerdings einen 
Freibetrag von € 10.000 pro Jahr. Umsätze dieser Betriebe unterliegen aus Sicht der Umsatzsteuer 
grundsätzlich der Liebhabereivermutung, was bedeutet, dass Umsätze aus dem entbehrlichen Hilfsbe-
trieb in der Regel nicht umsatzsteuerpflichtig sind. Dafür dürfen auch keine Vorsteuern geltend gemacht 
werden. 
 
Werden wirtschaftliche Geschäftsbetriebe unterhalten, die weder als unentbehrlicher noch als ent-
behrlicher Betrieb zu qualifizieren sind, liegt ein begünstigungsschädlicher wirtschaftlicher Geschäfts-
betrieb (z.B. Kantinen) vor. Diese Betriebe unterliegen grundsätzlich der Körperschaftsteuer und der 
Umsatzsteuer. Körperschaftsteuerpflicht entsteht jedoch erst ab Überschreiten des Freibetrages von € 
10.000 pro Kalenderjahr. Zu beachten ist, dass diese Betriebe begünstigungsschädlich sind, was be-
deutet, dass sie die abgabenrechtliche Begünstigung im Allgemeinen gefährden können. Bei Umsätzen 
unter € 100.000 gilt mitunter eine (automatische) Ausnahmegenehmigung, die den Verlust der Gemein-
nützigkeit verhindert. Bei Umsätzen über € 100.000 muss um eine Ausnahmegenehmigung beim Fi-
nanzamt angesucht werden, sonst geht die Gemeinnützigkeit für den gesamten Verein verloren.  
 
Für die schädlichen Betriebe eines gemeinnützigen Vereins besteht darüber hinaus Einzelaufzeich-
nungs-, Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht.  
 
Daneben gibt es noch sogenannte Mischbetriebe. Dies sind unentbehrliche Hilfsbetriebe, die nur in 
Teilbereichen einen schädlichen Betrieb darstellen. Nach Meinung der Finanzverwaltung geht bei einem 
einheitlichen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb der Charakter als unentbehrlicher Hilfsbetrieb nicht ver-
loren, wenn die Umsätze des „schädlichen“ Bereichs nicht mehr als 25 % des wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetriebes betragen, wobei bei einem Anteil bis 50 % des „schädlichen“ Bereichs noch insgesamt 
ein entbehrlicher Hilfsbetrieb vorliegt. Dazu zählt beispielsweise die Herausgabe von Zeitschriften mit 
entgeltlichen Anzeigen. 
 
Für eine gemeinnützige Organisation ist es ratsam, die steuerlichen Rahmenbedingungen ihrer wirt-
schaftlichen Tätigkeiten genau im Auge zu behalten und/oder vorab abzuklären, um die Gemeinnützig-
keit und damit die steuerliche Begünstigung (für die gesamte Organisation) nicht zu gefährden. Beson-
dere Sorgfalt ist zB bei der Veranstaltung von geselligen Festen oder bei der Führung einer gastrono-
mischen Einrichtung geboten. So stellt zB die Führung einer gastronomischen Einrichtung selbst dann, 
wenn die Abgabe von Speisen und Getränken nur an Mitglieder erfolgt, einen begünstigungsschädli-
chen Betrieb dar (VereinR Rz 274). 
 
 
 
FÜR ARBEITGEBER UND DEREN MITARBEITER 
 
 
Mitarbeiterprämie 
 
Für das Jahr 2025 kann eine Mitarbeiterprämie bis zu € 1.000 steuerfrei an die Arbeitnehmer ausbezahlt 
werden. Bei der Mitarbeiterprämie handelt es sich um eine zusätzliche Zahlung, die bisher nicht gewährt 
wurde. Eine lohngestaltende Vorschrift, auf der die Auszahlung beruht, muss nicht vorliegen. Die Prämie 
muss aus sachlichen und betriebsbezogenen Gründen gewährt werden. Die Prämie kann auch nur ein-
zelnen Arbeitnehmern gewährt werden. Die Mitarbeiterprämie erhöht nicht das Jahressechstel und ist 
nicht auf das Jahressechstel anzurechnen. Wird zusätzlich eine steuerbegünstigte 

https://findok.bmf.gv.at/findok?execution=e1s1
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Mitarbeiterbeteiligung gewährt, vermindert sich der steuerbegünstigte Betrag der Mitarbeiterbeteiligung 
in Höhe der gewährten Mitarbeiterprämie. Die Mitarbeiterprämie ist im Gegensatz zur letztjährigen Mit-
arbeiterprämie nur lohnsteuerfrei (keine Befreiung nach ASVG, KommStG oder FLAG). 
 
 
Mitarbeiterbeteiligung am Gewinn 
 
Es ist möglich, Mitarbeiter am Ergebnis (Gewinn, EBIT) bis zu € 3.000 pro Mitarbeiter und Kalenderjahr 
steuerfrei zu beteiligen19. Voraussetzung für diese Steuerbefreiung ist, dass die Gewinnbeteiligung 
entweder allen Arbeitnehmern oder bestimmten Gruppen von Arbeitnehmern gewährt wird. 
 
 
Instrumente der betrieblichen (Alters-) Vorsorge  
 
Zukunftssicherung für Dienstnehmer: 
Prämien für Lebens-, Kranken- und Unfallversicherungen, die der Arbeitgeber für alle Arbeitnehmer 
oder bestimmte Gruppen bezahlt, sind bis zu € 300 pro Jahr und Arbeitnehmer lohnsteuer- und sozial-
versicherungsfrei. Geht mit einer solchen Zahlung eine Bezugsumwandlung (Entgeltkürzung) einher, 
besteht Sozialversicherungspflicht. 
 
Pensionskassenlösung: 
Unternehmen können für ihre Mitarbeiter20 Beiträge in eine Pensionskasse oder betriebliche Kollektiv-
versicherung einbezahlen und somit einen kostengünstigen Beitrag zu deren Altersvorsorge leisten. 
Der Arbeitgeber verpflichtet sich einen bestimmten Betrag pro Periode an die Pensionskasse zu be-
zahlen. Die Höhe der zukünftigen Betriebspension errechnet sich auf Basis der geleisteten Beträge. 
Die Beitragszahlungen durch den Arbeitgeber an die Pensionskassen sind lohnsteuer- und sozialver-
sicherungsfrei. Die zukünftigen Leistungen, die der Arbeitnehmer aus der Pensionskasse erhält, sind 
hingegen einkommensteuerpflichtig.  
 
Direkte Leistungszusage: 
Eine Pensionszusage ist ein Leistungsversprechen des Unternehmens ab einem gewissen Zeitpunkt 
(idR Pensionierung) eine betriebliche Pension an den Arbeitnehmer zu leisten. Zu unterscheiden sind 
die leistungsorientierte und die beitragsorientierte Zusage. Die direkten Leistungszusagen sind indivi-
duell gestaltbar und können eine wichtige Rolle in der Personalpolitik einnehmen. Direkte Leistungszu-
sagen werden insbesondere für die langfristige Bindung von Führungs- und Schlüsselkräften verwen-
det. Nach aktueller Rechtsprechung können wesentlich beteiligte Gesellschafter-Geschäftsführer unter 
bestimmten Umständen (wieder) den halben Steuersatz für Kapitalabfindungen von Pensionsansprü-
chen erreichen (VwGH 19.4.2018, Ro 2016/15/0017). 
 
 
Steuerbefreiung für (Weihnachts-) Geschenke 
 
Geschenke an Arbeitnehmer sind bis zu € 186 jährlich lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei, soweit 
Sachzuwendungen vorliegen (zB Warengutscheine, Autobahnvignetten) und es sich um keine individu-
elle Entlohnung handelt.  
 
Auch für Jubiläumsgeschenke (dh für Sachzuwendungen aus dem Anlass eines Dienst- oder Firmenju-
biläums) ist eine Befreiung von bis zu € 186 jährlich vorgesehen. Diese Begünstigungen gelten neben-
einander. 
 
  

 
19 § 3 Abs. 1 Z 35 EStG; BGBl I 2022/10 
20 Mit der Vorgabe einer sachlichen und betriebsbezogenen Gruppenbildung. 
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Betriebsveranstaltungen 
 
Vorteile aus der Teilnahme an Betriebsveranstaltungen (zB Betriebsausflug, Weihnachtsfeier) sind bis 
zu € 365 pro Arbeitnehmer und Jahr steuerfrei. Dabei sind alle Betriebsveranstaltungen des betreffen-
den Jahres zusammenzurechnen. 
 
 
Ausnutzung des Jahressechstels 
 
Werden neben laufenden Fixbezügen auch laufende variable Bezüge (zB Überstundenvergütungen) 
ausbezahlt, so ist das Jahressechstel in der Regel durch Urlaubszuschüsse und Weihnachtsremune-
rationen nicht optimal ausgenützt, sodass insoweit zB eine Prämie noch innerhalb des Jahressechstels 
nur mit 6% Steuerbelastung ausbezahlt werden könnte.  
Es ist jedoch zu beachten, dass maximal ein Sechstel der laufenden Bezüge mit dem begünstigten 
Steuersatz besteuert werden darf. Es besteht am Jahresende eine Aufrollungspflicht des Dienstgebers, 
wenn mehr als ein Sechstel der laufenden Bezüge mit dem begünstigten Steuersatz besteuert wurden. 
 
 
Kinderbetreuungskosten: Arbeitgeber-Zuschüsse 
 
Zuschüsse des Arbeitgebers für Kinderbetreuungskosten sind bis höchstens € 2.000 pro Kind und Ka-
lenderjahr unter bestimmten Voraussetzungen21 sozialabgaben- und steuerfrei. 
 
 
Arbeitnehmerveranlagung 2020 
 
Wer im Zuge einer Arbeitnehmerveranlagung Werbungskosten, Sonderausgaben oder außergewöhnli-
che Belastungen geltend machen will, hat dafür 5 Jahre Zeit. Mit 31.12.2025 endet somit die Frist für 
die Abgabe der Arbeitnehmerveranlagung für das Kalenderjahr 2020. Dies gilt auch für den Fall, dass 
eine antraglose (automatische) Arbeitnehmerveranlagung erfolgt ist. 
 
 
Mitarbeiterrabatte  
 
Für alle Berufsgruppen gibt es einen Freibetrag bzw. eine Freigrenze für Mitarbeiterrabatte auf solche 
Waren und Dienstleistungen, die der Arbeitgeber in seinem Unternehmen gewöhnlich zum Kauf anbie-
tet. Diese Rabatte müssen allen Mitarbeitern oder zumindest bestimmten Gruppen von Mitarbeitern 
gewährt werden. 
Mitarbeiterrabatte bis maximal 20 % sind steuerfrei (Freigrenze), es ist daher kein Sachbezug anzuset-
zen. Überschreitet der Rabatt 20 %, sind Mitarbeiterrabatte mit einem Gesamtbetrag von € 1.000 jährlich 
steuerfrei (Freibetrag).  
 
Der Mitarbeiterrabatt ist von jenem, um übliche Preisnachlässe bzw. Kundenrabatte verminderten End-
preis zu berechnen, zu dem der Arbeitgeber die Ware oder Dienstleistung fremden Letztverbrauchern 
im allgemeinen Geschäftsverkehr anbietet.  
 
  

 
21 Gewährung an alle oder bestimmte Gruppen von Arbeitnehmern; der Kinderabsetzbetrag steht für mehr als 6 
Monate im Kalenderjahr zu und das Kind ist zu Beginn des Jahres noch nicht 14 Jahre alt; der Zuschuss wird direkt 
an eine öffentliche oder private institutionelle Kinderbetreuungseinrichtung oder an eine pädagogisch qualifizierte 
Person (Alter mind. 16 Jahre; Nachweis eines Kurses betreffend Kindererziehung und Kinderbetreuung über 8 oder 
- bei Personen bis zum 21. Lebensjahr - 16 Stunden) – ausgenommen haushaltszugehörige Angehörige – bezahlt 
oder es werden die nachgewiesenen Kosten für die Kinderbetreuung vom Arbeitgeber ganz oder teilweise ersetzt; 
Erklärung des Arbeitnehmers, dass die Voraussetzungen vorliegen. 
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Steuerbefreiung für Mahlzeiten für Arbeitnehmer 
 
Essensbons bzw. Essensmarken können im Wert von € 8 pro Arbeitstag steuerfrei an die Mitarbeiter 
ausgegeben werden. Können die Gutscheine auch zur Bezahlung von Lebensmitteln, die nicht sofort 
konsumiert werden müssen, verwendet werden, darf der Betrag € 2 betragen. Darüber hinaus ist beim 
Arbeitnehmer ein steuerpflichtiger Sachbezug abzurechnen. 
 
 
PKW-Sachbezug/Vorsteuerabzug (Elektrofahrzeuge und E-Bikes) 
 
Besteht für den Arbeitnehmer die Möglichkeit ein firmeneigenes Kraftfahrzeug für Privatfahrten kosten-
los zu benutzen, dann sind grundsätzlich 2% der Anschaffungskosten des KFZ als monatlicher Sach-
bezug anzusetzen (max. € 960). Für CO2-arme Kfz besteht die Möglichkeit einen Sachbezug von 1,5% 
(max. € 720) anzusetzen. 

 
Für Elektroautos (emissionsfreie Kraftfahrzeuge) ist eine weitere Begünstigung vorgesehen. Bis auf 
Weiteres sind diese von der Besteuerung ausgenommen, es muss daher beim Arbeitnehmer kein 
steuerpflichtiger Sachbezug angesetzt werden. Darüber hinaus hat der Unternehmer für Elektroau-
tos einen Vorsteuerabzug, sofern der Kaufpreis nicht über € 80.000 liegt22. Daneben sind Elektroautos 
(mangels CO2-Emissionen) nicht NoVA-pflichtig. Die Steuerbefreiung für die motorbezogene Versiche-
rungssteuer wurde ab 01.04.2025 aufgehoben. 
Auch für E-Bikes und E-Roller ist kein steuerpflichtiger Sachbezug beim Arbeitnehmer anzusetzen. 
Darüber hinaus steht der Vorsteuerabzug für E-Bikes und E-Roller zu. 
 
 
 
FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN 
 
 
Sonderausgaben  
 
Ohne Höchstbetrag sind Nachkäufe von Pensionsversicherungszeiten und freiwillige Weiterversiche-
rungsbeiträge in der Pensionsversicherung sowie Steuerberatungskosten und bestimmte Renten ab-
setzbar. Beim Kirchenbeitrag besteht ein jährlicher Höchstbetrag von € 600. 
 
Unter bestimmten Voraussetzungen können Ausgaben für die thermische Sanierung von Gebäuden 
bzw. den Ersatz eines fossilen Heizungssystems durch ein klimafreundliches Heizungssystem pauschal 
mit € 800 bzw € 400 jährlich im Jahr der Auszahlung und den kommenden vier Kalenderjahren als 
Sonderausgabe in Abzug gebracht werden.  
 
Optimierungsmöglichkeiten (im Sinne von zeitlichen Verlagerungen) bestehen, weil sowohl für Sonder-
ausgaben als auch für außergewöhnliche Belastungen23 das Zufluss-Abfluss-Prinzip gilt.  
Private Spenden, Kirchenbeiträge und Beiträge für die freiwillige Weiterversicherung und den Nachkauf 
von Versicherungszeiten Seit 2017 werden im Rahmen der Veranlagung automatisch berücksichtigt. 
Das funktioniert nur, wenn der Organisation Namen und Geburtsdatum korrekt mitgeteilt werden (Ver-
wendungszweck). Dem Steuerpflichtigen steht es frei, der empfangenden Organisation die Übermitt-
lung der Daten zu untersagen. 
 
  

 
22 Bei Anschaffungskosten von mehr als € 40.000 aber nicht mehr als € 80.000 steht der Vorsteuerabzug zwar zur 
Gänze zu, unterliegt jedoch einer Eigenverbrauchsbesteuerung mit dem nicht abzugsfähigen Teil (über € 40.000) 
der Aufwendungen (im Ergebnis Einschleifung des Vorsteuerabzuges von € 40.000 bis € 80.000). 
23 zB für Krankheiten und Behinderungen; in der Regel besteht ein Selbstbehalt, abhängig vom Einkommen- und 
Familienstand (maximal 12% des Einkommens); bestimmte außergewöhnliche Belastungen (zB. für Behinderun-
gen oder Katastrophenschäden) sind ohne Kürzung um einen Selbstbehalt absetzbar. 
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Spenden als Sonderausgaben 
 
Absetzbar sind Spenden an  

• Forschungs- und Lehreinrichtungen (diese sind im Gesetz aufgezählt), 

• begünstigte Körperschaften für mildtätige oder gemeinnützige Zwecke, für die Bekämpfung von 
Armut und Not in Entwicklungsländern, zur Hilfestellung in nationalen und internationalen Kata-
strophenfällen, Umwelt-, Natur- und Artenschutzorganisationen,  

• behördlich genehmigte Tierheime sowie  

• freiwillige Feuerwehren und die Landesfeuerwehrverbände absetzbar. 
 
Die begünstigten Spendenempfänger werden auf der Website des BMF (https://service.bmf.gv.at/ser-
vice/allg/spenden/_start.asp) veröffentlicht. 
 
Solche Spenden sind mit 10% des Einkommens des laufenden Jahres begrenzt, wobei schon abgezo-
gene betriebliche Spenden auf diese Grenze angerechnet werden. 
 
Die Spenden werden bei der Veranlagung automatisch berücksichtigt. 
 
 
Ausgewählte außergewöhnliche Belastungen 
 
Kosten einer auswärtigen Berufsausbildung: 
Für Aufwendungen für eine Berufsausbildung eines Kindes außerhalb des Wohnortes steht ein Pau-
schalbetrag als außergewöhnliche Belastung zu, wenn im Einzugsbereich des Wohnortes – im Um-
kreis von 80 km – keine entsprechende Ausbildungsmöglichkeit besteht. 
 
Der Pauschalbetrag beträgt € 110 pro angefangenem Monat der Berufsausbildung. Höhere tatsächli-
che Kosten, zB Fahrtkosten oder Schulgeld, können nicht geltend gemacht werden. 
 
 
Familienbonus Plus 
 
Zur Unterstützung von Familien kann der Familienbonus iHv € 2.000 pro Kind und Jahr sowie – bei 
Vorliegen der Voraussetzungen – der Kindermehrbetrag beantragt werden. Nach dem 18. Geburtstag 
des Kindes reduziert sich der Familienbonus auf € 700 pro Jahr. Da es sich beim Familienbonus um 
eine Steuerreduktion handelt, die nicht erstattungsfähig ist, wirkt sich der Bonus nicht aus, wenn keine 
Einkommensteuer anfällt. Eine Ausnahme gilt für gering verdienende Alleinverdiener bzw. Alleinerzie-
her. Bei diesen kann ein Kindermehrbetrag vergütet werden. Da grundsätzlich beide Elternteile für den 
Familienbonus antragsberechtigt sind, ist es aus steuerlicher Sicht sinnvoll, wenn der besserverdie-
nende Partner den Antrag stellt. 
 
Der Familienbonus Plus kann vom Arbeitgeber bereits bei der laufenden Personalverrechnung berück-
sichtigt werden. Dennoch ist der Familienbonus Plus in der Jahreserklärung geltend zu machen. 
 
 
Kapitaleinkünfte - Kursgewinnbesteuerung im Privatvermögen optimieren 
 
Realisierte Wertsteigerungen werden mit 27,5 % Kapitalertragsteuer (KESt) besteuert. Die Banken sind 
verpflichtet die KESt einzubehalten (Endbesteuerungswirkung). Nur wenn es sich um Altvermögen24 
handelt, erfolgt keine Besteuerung durch die Depotbank. 
 

 
24 Als Altvermögen gelten Aktien und Investmentfondsanteile, die vor dem 1.1.2011 entgeltlich erworben wurden 
und sonstige Wertpapiere (Anleihen, Zertifikate, Derivate), die vor dem 1.4.2012 entgeltlich erworben wurden. 

https://service.bmf.gv.at/service/allg/spenden/_start.asp
https://service.bmf.gv.at/service/allg/spenden/_start.asp
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Verluste aus der Veräußerung können mit anderen Veräußerungsgewinnen und mit Einkünften aus 
Dividenden (zB Ausschüttung aus GmbH) verrechnet werden (nicht jedoch mit Zinsen aus Sparbüchern 
und Zuwendungen aus Privatstiftungen). Die verschiedenen Möglichkeiten des Verlustausgleiches 
werden von der depotführenden Bank im Inland automatisch berücksichtigt. Der Verlustausgleich er-
folgt allerdings nicht bankübergreifend. Sollten mehrere Depots bei verschiedenen Banken bestehen, 
kann je nach Sachlage ein steueroptimaler Verlustausgleich nur im Rahmen der Veranlagung erzielt 
werden. Sollten obige Umstände auf Sie zutreffen, ist es ratsam zu überprüfen, ob durch eine Veran-
lagung der Kapitalerträge Steuervorteile erzielt werden können. 
 
Wer noch bis Ende des Jahres Verluste aus Aktien oder festverzinslichen Wertpapieren realisieren 
kann oder im Laufe des Jahres 2025 bereits realisiert hat, kann durch eine Gewinnausschüttung aus 
seiner GmbH die Kapitalertragsteuer durch einen Antrag in der Einkommensteuer und Verrechnung 
mit den realisierten Verlusten aus Aktien und festverzinslichen Wertpapieren zurückerhalten. 
 
Im Betriebsvermögen25 ist ein Verlustausgleich durch die depotführende Bank nicht vorgesehen. Nach 
wie vor sind im Betriebsvermögen Teilwertabschreibungen möglich. Nach einem im Gesetz näher ge-
regelten Verlustausgleich innerhalb der Einkünfte aus Kapitalvermögen kann ein verbleibender negati-
ver Überhang zu 55% mit anderen Einkünften ausgeglichen und auch vorgetragen werden. 
 
 
Ende der Aufbewahrungspflicht für Unterlagen aus 2018 
 
Die 7-jährige Aufbewahrungspflicht für Bücher etc. aus dem Jahr 2018 endet mit 31.12.2025. Dies gilt 
nicht im Falle von anhängigen Verfahren und für Unterlagen iZm mit Grundstücken (Aufbewahrungs-
pflicht 20 bzw. 22 Jahre). Um später nicht in Beweisnotstand zu geraten, sollten wichtige Unterlagen 
aufbewahrt werden (zB Jahresabschlüsse, Steuererklärungen und -bescheide, Verträge, Bewertungs-
gutachten, Unterlagen, die in einem Rechtstreit als Beweismittel in Frage kommen könnten etc.). 

 
25 Außerhalb des Anwendungsbereichs des Körperschaftsteuergesetzes. 


